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§ 96. Die Verfassung des Preußischen Staates. 155

Wahlbezirks wählt gleich viel (1 ober 2) Wahlmänner. Zum Abgeorb-
neten ist jeber unbescholtene, selbstänbige Preuße wählbar, ber bas
30. Lebensjahr vollenbet hat unb brei Jahre bem preußischen Staats-
verbanbe angehört. Aktive Militärpersonen haben nur bas passive, nicht
bas aktive Wahlrecht. Kein Abgeorbneter barf zugleich Mitglieb bes
Herrenhauses sein. Die Abgeorbneten (jetzt 443) werben für bie Dauer
einer Legislaturperiobe von fünf (früher brei) Jahren gewählt; sie be¬
ziehen Reisekostenentschäbignng unb währenb ber Sitzungszeit Tagegelber.

Jebes Gesetz bebarf zu feiner Gültigkeit ber Zustimmung bes Königs Gesetzgebung
unb ber Lanbesvertretnng. Diese ist ihrerseits berechtigt, Gesetze vorzn-
schlagen, Abressen an ben König zu richten, Bittschriften entgegenzunehmen,
bie Verwaltung, insbefonbere bie ber Finanzen, zu überwachen unb bem*
gemäß von ben Ministern Auskunft über Beschwerben zu verlangen imb
Untersuchungskommissionen zu ernennen. Das Abgeorbnetenhans ist auch
berechtigt, an bem jährlich neu aufzustellen!)en Staatshaushaltsplane Ab¬
striche ober Zusätze zu machen, währenb bas Herrenhaus ihn nur im ganzen
annehmen ober ablehnen kann. Die Mitglieb er können für ihre Äußerungen
in ber Kammer nur auf Gruub ber von biefer selbst festgestellten Geschäfts¬
ordnung zur Verantwortung gezogen, auch währenb ber Sitzungszeit nicht in
Untersuchung verwickelt ober verhaftet werben.1 Auch muß jebes Strafver¬
fahren währenb berselben Zeit auf Verlangen bes Hauses aufgehoben werben.

Außer bem Wahlrecht, burch bessen Ausübung ber Staatsbürger b?gaearj^e
auf bas politische Leben Einfluß zu üben vermag, ist ihm burch bie Ver- Rechte,
faffung unb einige im Anschluß baran gegebene Gesetze noch eine große
Anzahl anberer Rechte zugesichert. Er genießt für sich unb feine An¬
gehörigen ben Schutz ber Person unb bes Eigentums gegen alle trüber-
rechtlichen Hanblungen, b. h. ber Staat verfolgt burch feine gerichtlichen
Organe bie Urheber solcher Haublungen, hält sie, wenn möglich, zum Ersatz
an unb vollzieht an ihnen bie gesetzmäßige Strafe. Dabei gilt kein An¬
sehen ber Person: alle Preußen stnb vor bem Gesetze gleich.
Staubesvorrechte finben nicht statt; auch vom religiösen Bekenntnisse ist
ber Genuß ber bürgerlichen Rechte unabhängig. Die öffentlichen Ämter
siub allen bazu Befähigten gleich zugänglich. Der Abel ist nech zur Füh¬
rung von Titel unb Wappen befugt, hat aber uur gesellschaftliche Bebeutuug.

Ferner ist bie persönliche Freiheit gewährleistet, b. h. sie barf
weber burch irgenbeine Form ber Hörigkeit noch burch willkürliche Ver¬
haftung beschränkt werben. Verhaftungen bürfen nur auf Gruub richter¬
lichen Erkenntnisses vorgenommen werben. Sieht sich bie Polizei ge-
nötigt, zur Aufrechterhaltung ber Drbnung ober aus an bereit Grünben
eine Verhaftung vorzunehmen, so muß sie entroeber ben Verhafteten nach
Feststellung feiner Person entlassen ober ihn binnen 24 Stunben bem
Untersuchungsrichter vorführen. Seinem gesetzlichen Richter barf niemanb
entzogen, Strafe nur auf Gruub eines Gesetzes verhängt werben.

1 Man erinnere sich an den Gewaltakt König Karls I. von England (§ 3 am Ende).


